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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Dahlgrün 


Der GesG'tzentwurf — Drucksache 1589 — - ist vom 
Bundestag in der Sitzung vom 10. Februar 1960 dem 
Wirtschaftsausschuß federführend und dem Rechts- 
ausschuß zur Mitberatung überwiesen worden. 

Der Rechtsausschuß hat den Gesetzentwurf in den 
Sitzungen vom 18. und 19. Oktober und 4. No- 
vember 1960 behandelt und seine Stellungnahme 
mit Sch reihen vom 8. November 1960 dem Wirt- 
schaftsausschuß mitgeteilt. Der Wirtschaftsausschuß 
hat den Gesetzentwurf unter Berücksichtigung d’e- 
ser Stellungnahme am 14. und 15. Dezember 1960 
und am 18. und 19. Januar 1961 eingehend beraten. 
Das Ergebnis wird hiermit dem Bundestag vorgelegt. 


L 

1. Artikel 26 GG enthält das klare Bekenntnis 
des Grundgesetzgebers zu einer Politik ider Kriegs- 
verhütung und der Friedenssicherung und verlangt, 
daß „zur Kriegführung bestimmte Waffen nur mit 
Genehmigung der Bundes regierung her gestellt, be- 
fördert und in Verkehr gebracht werden dürfen". 
Wegen der Gefahren für den Völkerfrieden und die 
internationale Sicherheit, die in einem nicht kon- 
trollierten Verkehr mit Kriegswaffen liegen, hat der 
Grundgesetzgeber den Erlaß dieses Verfügungs- 
gesetzes vorgeschrieben, um das Verfahren über 
die Genehmigung zur Herstellung, zur Beförderung 
und zum Inverkehrbringen von Kriegswaffen zu 
regeln. 

2. Der Gesetzentwurf dient darüber hinaus noch 
einem anderen Zweck. In dem revidierten Brüsseler 
Vertrag vom 23. Oktober 1954 haben sich die sieben 


Mitgliedstaaten der Westeuropäischen Union ver- 
: pflichtet, ihre Truppenstärken und ihre Rüstungen 
; zu begrenzen; die Bundesrepublik hat die zusätz- 
liche Verpflichtung übernommen, im Bundesgebiet 
bestimmte Waffen nicht herzustellen. Die Einhaltung 
: dieser Verpflichtungen wird von dem auf Grund des 
Brüsseler Vertrags errichteten RüstungskontrolT 
, amt der Westeuropäischen Union überwacht. Das 
^ Rüstungskontrollamt ist eine internationale Be- 
^ hörde; es hat auf dem europäischen Festland die 
Höhe der Bestände bestimmter Waffen zu kon- 
trollieren, und zwar bei den Streitkräften, in Depots 
: und in Produktionsanlagen. Außerdem hat sich das 
Rüstungskontrollamt davon zu überzeugen, daß die 
Verpflichtung der Bundesrepublik, bestimmte Waf- 
fen im Bundesgebiet nicht herzustellen, eingehalten 
, wird. Der Gesetzentwurf berücksichtigt auch die 
I Verpflichtungen aus dieser völkerrechtlich vereinbar- 
I ten Rüstungskontrolle, da einzelne Vorschriften, wie 
; z. B. die Buchführungs- und Meldepflicht, zugleich 
I auch die Durchführung des Brüsseler Vertrages er- 
I leichtern. Die gemäß Anlage IV zu Protokoll Nr. 111 
: des Brüsseler Vertrags der Kontrolle durch das 
I Rüstungskontrollamt unterliegenden Waffentypen 
I sind in Teil A der Kriegswaffenliste aufgeführt. 

I 3. Der Artikel 26 Abs. 2 GG ist nadi allgemeiner 
: Rechtsauffassung nicht als Programmsatz anzusehen, 

: sondern seit der Aufhebung des Besatzungsstatuts 
; am 5. Mai 1955 unmittelbar geltendes Recht. Daher 
I wendet die Bundesregierung diese Vorschrift des 
: Grundgesetzes bereits in einem — 1957 bekannt- 
I gemachten — vorläufigen Krlegswaffengenehmi- 
! gungsverfahren an. Diese vorläufige Regelung gilt 
I bis zum Inkrafttreten des Kriegswaffengesetzes. 
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II. 

Der Gesetzentwurf gliedert sich in vier Abschnitte 
und eine als Anlage beigefügte Liste der Kriegs- 
waffen (Kriegswaffenliste). Der Erste Abschnitt ent- 
hält die näheren Vorschriften über das Genehmi- 
gungsverfahren, im Zweiten Abschnitt wird das 
Überwachungsverfahren geregelt, der Dritte Ab- 
schnitt enthält Straf- und Bußgeldvorschriften, der 
Vierte Abschnitt Übergangs- und Schluß vorschrdiften. 

Bei dem Genehmigungs verfahren werden dem 
Artikel 26 Abs. 2 GG entsprechend drei Genehmi- 
gungstatbestände unterschieden. Durch das Über- 
wachungsverfahren soll sichergesteMt werden, daß 
die genehmigungsbedürftigen Handlungen ordnungs- 
gemäß, insbesondere nicht ohne Genehmigung, vor- 
genommen werden. Für diese Aufgabe sind be- 
stimmte Überwachungsbehörden zuständig. Die 
Kriegswaffenliste enthält alle Gegenstände, Stoffe 
und Organismen, die Kriegswaffen im Sinne des 
Gesetzes sind. Sie soll der Verwaltung und allen 
interessierten Personen und Firmen ermöglichen, 
ohne Schwierigkeiten festzustellen, welche Waffen 
als Kriegswaffen anzusehen sind. 

Die §§ 1,2, 3, 7, 19, 21 bis 24 und 27 bis 30 so- 
wie die Kriegs Waffenliste (mit Ausnahme von eini- 
gen Nummern in Teil B) der Regierungsvorlage sind 
vom Wirtschaftsausschuß unverändert gebilligt wor- 
den. InsowGiit wird auf die Begründung zum Gesetz- 
entwurf in der Drucksache 1589 Bezug genommen. 

Die vom Ausschuß vorgenommenen Änderungen 
beruhen teils auf eingehenden Beratungen in den 
Sitzungen des Rechts ausschuss es und des Wirt- 
schaftsausschusses, teils gehen sie auf von der Bun- 
desregierung übernommene Vorschläge des Bundes- 
rates zurück oder betreffen redaktionelle Klar- 
stellungen. Fast alle Vorschriften des Gesetz- 
entwurfs sind vom Ausschuß einstimmig angenom- 
men worden. 


Im einzelnen ist folgendes zu bemerken: 

Zu § 1 

Der Ausschuß billigte die Grundauffassung der 
Regierungsvorlage, daß durch die objektive Aus- 
legung des Begriffs „zur Kriegführung bestimmte 
Waffen"' eine feste und im Einzelfall nachprüfbare 
Grundlage für die Handhabung des Gesetzes zu 
schaffen ist. Eine Auslegung des Kriegswaffen- 
begriffs nach subjektiven Merkmalen würde sowohl 
die Gefahr einer uferlosen Ausweitung als auch 
einer ungerechtfertigten Einschränkung mit sich brin- 
gen. Es kann nicht der willkürlichen Entscheidung 
des einzelnen überlassen bleiben zu bestimmen, 
welche Waffen er als Kriegswaffen ansieht, sondern 
es ist erforderlich, allgemein verbindlich festzu- 
legen, welche Gegenstände, Stoffe und Organismen 
Kriegswaffen sind, das heißt nach dem gegenwärti- 
gen Stand der wissenschaftlichen, technischen und 
militärischen Erkenntnisse im Sinne von § 1 Abs. 2 
des Gesetzentwurfs geeignet sind, Zerstörungen 
oder Schäden an Personen oder Sachen zu ver- 


ursachen und als Mittel der Gewaltanwendung bei 
bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen Staa- 
ten zu dienen. 

In den deutschen Kriegsgerätegesetzen, die in der 
Zeit zwischen den beiden Weltkriegen in Kraft 
waren, ist zwischen „Waffen'', „Munition" und „son- 
stigem Kriegsgerät" begrifflich unterschieden wor- 
den. Das Grundgesetz hat diese Unterscheidung 
nicht übeTnommen. Der Gesetzentwurf hat den 
Kriegswaffenbegriff im Sinne des Grundgesetzes 
interpretiert und bezieht, ebenso wie die Pariser 
Protokolle, die zu iden Waffen gehörende Munition 
ein. 


Zur Kriegswaffenliste 

Die Liste gliedert sich in zwei Teile. Der Teil A 
enthält die Kriegswaffen, die der internationalen 
Kontrolle durch das Rüstungskontrollamt der West- 
europäischen Union unterliegen, ider Teil B die son- 
stigen Kriegswaffen. Zu Teil B hat der Auaschuß 
neben einigen weniger bedeutsamen Änderungen 
und Umstelliungen beschlossen, die Verschlüsse für 
Gewehre und Karabiner sowie die massiven Ge- 
schoisse für diese Handfeuerwaffen in der Liste zu 
streichen. Solche Verschlüsse werden vielfach auch 
in Jagdwaffen eingebaut; es genügt, wenn der Lauf 
als wichtiger Teil der Gewehre und Karabiner vom 
Kriegswaffengesetz erfaßt wird. Massive Geschosse 
für Gewehre und Karabiner sind so lange nicht als 
Kriegswaffen anzusehen, als sie nicht patroniert 
sind. 

Im Rechts aus schuß und im Wirtschaftsausschuß 
ist eingehend eirörtert worden, ob idurch Hinzu- 
fügung einer generellen Vorschrift in § 1 oder eines 
Zusatzes bei einzelnen Nummern der Kriegswaffen- 
liste klargestellt werden solle oder müsse, daß das 
Kriegswaffengiesetz lauf für zivile oder friedliche 
Zwecke verwendbare Gegenstände keine Anwen- 
dung findet. Eine solche generelle Vorschrift ist 
nach Ansicht beider Ausschüsse nicht zweckmäßig, 
weil damit im Gegensatz zur objektiven Auslegung 
des Kriegs Waffenbegriffs durch iden Gesetzentwurf 
ein damit nicht zu vereinbarendes, subjektives Ele- 
ment als generelles Kriterium eingeführt würde. Der 
Wirtschaftsausschuß folgte im übrigen der Empfeh- 
lung des Rechtsausschusses nicht, in Nr. 2 der 
Kriegswaffenliste den Zusatz „und die nicht fried- 
Idchen Zwecken dienen" sowie in Nr, 5 den Zusatz 
„ , die nur für militärische Zwecke verwendbar sind" 
anzufügen. Auch damit würde nach Ansicht des 
Wirtsehaftsausschuses ein störendes subjektives 
Element in die auf objektiven Merkmalen be- 
ruhende abstrakte Regelung des Genehmigungs- 
und üb er wachungs Verfahrens u ingeführt werden, 
ohne daß in der Praxis alle Schwierigkeiten aus ge- 
räumt werden. Im übrigen ist der Wirtschaftsaus- 
schuß der Auffassung, daß es eines solchen Zusatzes 
an den genannten Stellen nicht bedarf, weil sich so- 
. wohl aus idem Zweck und Inhalt des Gesetzes als 
auch aus den gemeinsamen Merkmalen der in der 
Kriegswaffenliste aufgeführten Gegenstände, Stoffe 
und Organismen ergibt, daß das Gesetz diesen Im- 
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mer nur dann Kriegswaffencharakter verleiht, wenn 
sie als Mittel der Gewaltanwendung bei bewaffne- 
ten Auseinandersetzungen zwischen Staaten zu die- 
nen geeignet sind. Sonst wären entsprechende 
Zusätze ebenso bei anderen Gegenständen (z. B. 
bei Unterseebooten und Flugkörpern) ^angebracht. 
Schädlingsbekämpfungsmittel und die Produkte der 
pharmazeutischen Industrie fallen daher nicht unter 
die Vorschriften des Kriegswaffengesetzes. Die For- 
schungstätigkeit auf allen Gebieten, also auch im 
atomaren, chemischen und biologischen Bereich, 
stellt keine Herstellung im Sinne des § 2 Abs. 1 dar; 
sie wird daher vom Kriegswaffengesetz überhaupt 
nicht berührt. Die in der Liste genannten Spreng- 
stoffe können nicht nur für militärisiche, sondern 
auch für zivile Zwecke verwendet werden. Diese 
Sprengstoffe fallen demnach unter die Vorschriften 
des Sprengstoffgesetzes und des Kriegswaffengeset- 
zes. In der praktischen Anwendung des Kriegs- 
waffengesetzes dürften sich dabei keine Schwierig- 
keiten ergeben. 

Mit den vorher genannten Änderungen in Teil B 
der Kriegswaffenliste — wie siie sich im einzelnen 
aus der Anlage zum Bericht ergeben — ■ wurde der 
§ 1 einschließlich der Kriegswaffenliste in der Fas- 
sung der Regierungsvorlage angenommen. 

Zu § 2 

Nach dem Gesetzentwurf bedürfen unter anderem 
der Erwerb und die Überlassung der tatsächlichen 
Gewalt über Kriegswaffen als Akte des Inverkehr- 
bringens der Genehmigung. Dagegen sind der Ab- 
schluß von Verträgen über Knegswaffen und die 
Vermittlung von Geschäften mit Kriegswaffen keine 
genehmigungsbedürftigen Handlungen; denn Ar- 
tikel 26 Abs. 2 GG erstreckt sich nicht auf diese 
Tätigkeiten. Abgesehen davon würde in dieisen 
Fällen die erforderliche Kontrolle kaum durchführ- 
bar sein. 

Zu §§ 3 und 4 

Der Ausschuß ist mit der Bundesregierung ider 
Auffassung, daß schon nach allgemeinem Verwal- 
tungsrecht in den Fällen der Beförderung von 
Kriegs Waffen innerhalb und außerhalb des Bundes- 
gebietes, wie auch bei den anderen genehmigungs- 
bedürftigen Handlungen, die Erteilung von Dauer- 
genehmigungen zulässig ist. Um die Gefahr ein- 
schränkender Rückschlüsse auszuschalten, wurde in 
§ 4 Abs. 1 der zweite Satz gestrichen. 

Mit der Frage, ob die Beförderung von Kriegs- 
waffen mit deutschen Seeschiffen und Luftfahr- 
zeugen außerhalb des Bundesgebietes freigestellt 
werden kann, haben sich der Rechtsausschuß und 
der Wirtschaftsausschuß sorgfältig aus ein an der ge- 
setzt. Beide Ausschüsse halten die Vorschrift des 
§ 4 für notwendig. Wirtschaftliche Interessen in Ein- 
zelfällen müssen hinter rechtlichen Erfordernissen 
und politischen Notwendigkeiten zurückstehen. Da 
das Grundgesetz nicht nur auf dem Territorium der 
Bundesrepublik, sondern auch auf deutschen Schif- 
fen und Flugzeugen — unabhängig vom jeweiligen 


I Aufenthaltsort — gilt, kann der Gesetzenlwurf die 
I Beförderung von Kriegswaffen mit solchen Fahr- 
i zeugen nicht ausnehmen. Den wirtschaftlichen Be- 
j langen trägt der Gesetzentwurf jedoch soweit win 
I möglich Rechnung, indem er bei Durchfuhren (§ 3 
' Abs. 4) und bei Beförderungen außerhalb des Bun- 
desgebietes (§ 4) vorsieht, daß nicht nur Einzel- 

■ genebmigungen, wie sie für die anderen genehmi- 
gungsbedürftigen Handlungen ausschließlich vor- 

: geschrieben sind, sondern auch Allgemeine Geneh- 
migungen durch Rechts Verordnung erteilt werden 
können. Außerdem muß erwartet werden, daß die 
: verwaltungsmäßige Handhabung der Vorschriften 
! in einer Weise erfolgt, die die besonderen Erforder- 
I nisse des Überseeverkehrs voll berücksichtigt. 

! 

1 Zu § 5 

Zu Absatz 3 Nr. 1 folgte der Ausschuß dem Vor- 
schlag des Bundesrates in einer etwas abgeänder- 
ten Fassung. 

Zu § 6 

Der Ausschuß stimmte — ebenso wie der Rechls- 
ausschuß — der Grundkonzeption des Gesetzent- 
wurfs, daß auf die Erteilung einer Genehmigung 
I kein Anspruch besteht, ausdrücklich zu. 

i 

I Zu Absatz 2 Nr. 2 griff der Ausschuß den Vor- 
I schlag des Bundesrates auf und dehnte — in redak- 
I tioneller Anpassung an die Ergänzung des § 5 
Abs. 3 Nr. 1 — die Vorschrift auch auf diejenigen 
aus, welche die tatsächliche Gewalt über Kriegs- 
waffen dem Beförderer überlassen oder von ihm er- 
werben. 

; Ferner nahm der Ausschuß eine vom Rechtsaus- 
; schuß empfohlene redaktionelle Umstellung und 
■' eine wegen der Änderung des § 20 Abs. 2 erforder- 
liehe Anpassung in Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe a vor. 

I 

Zu § 8 

I Der Ausschuß billigte eine Anregung des Bundes- 
rates zur redaktionellen Änderung der Vorschriften 
' in den Absätzen 1 und 4. 

i 

1 Zu § 9 

I In längerer Diskussion prüfte der Ausschuß die 

■ Frage, ob im Falle 'des Widerrufs einer Genehmi- 
j gang bei der Bemessung der Entschädigung auch 
, berücksichtigt werden müsse, wenn der Genehmi- 
! gungsinhaber seinem Vertragspartner zur Leistung 
‘ von Schadensersatz wegen Nichterfüllung oder zur 

Zahlung von Vertragsstrafen verpflichtet ist. Solche 
Verpflichtungen sollen insbesondere im angelsächsi- 
schen und im skandinavischen Recht gebräuchlich 
' sein. Nach deutschem Recht löst der Widerruf einer 
Genehmigung keine Schadensersatzverpflichtung 
wegen Nichterfüllung aus. Der Ausschuß hielt es 
nicht für gerechtfertigt, ein solches Risiko, das durch 
dte Unterstellung des Vertrages unter fremdes Recht 
oder durch Vereinbarung von Vertragsstrafen aus- 
gelöst wird, in die Entschädigung einzubeziehen. 
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Zu Absatz 2 beschloß der Ausschuß, vor dem 
Wort „Verhalten'' das Wort „schuldhaftes" einzu- 
fügen. Durch diese Ergänzung soll klargestellt wer- 
den, daß im Falle des Widerrufs einer Genehmigung 
der Anspruch auf eine Entschädigung nur dann ent- 
fällt, wenn der Genehmigungsinhaber oder die für 
ihn tätige Person vorsätzlich oder fahrlässig ge- 
handelt hat. 

Zu § 10 

Zu Absatz 1 folgte der Ausschuß dem Vorschlag 
des Bundesrates. 

Die Ergänzung in Absatz 3 Satz 2 erscheint zweck- 
mäßig, da bei der Genehmigung von Beförderungen 
in bestimmten Fällen auf die sonst erforderlichen 
näheren Angaben verzichtet werden kann. 

Die Streichung des Absatzes 4 ergibt sich aus der 
Streichung des zweiten Satzes in § 4 Abs. 1. 

Zu § 11 

Der Wirtschaftsausschuß folgte dem Vorschlag des 
Bundesrates, in Absatz 2 Nr. 1, 3 und 4 die vor- 
gesehene Ermächtigung zur Übertragung der Ge- 
nehmigungsbefugnisse auf Bundesoberbehörden zu 
streichen. 

Anfängliche Bedenken gegen die in Absatz 5 vor- 
gesehene Beteiligung des Bundesamtes für Verfas- 
sungsschutz bei der Prüfung der Zuverlässigkeit 
gemäß § 6 .Abs, 3 Nr. 3 ließ der Ausschuß fallen. 

Zu § 12 

Die Änderungen in Absatz 2 und 5 sind redaktio- 
nelle Klarstellungen, die teilweise auf einem Vor- 
schlag des Bundesrates beruhen. Der Ausschuß be- 
schloß, die Vorschrift des Absatzes 7 Nr. 2 zu er- 
gänzen und auch die Anzeigepflicht aufzunehmen. 
Es wurden jedoch Bedenken gegen die Ermächti- 
gung, geringe Mengen und geringfügige Bestands- 
veränderungen von der Buchführungs-, Melde- und 
Anzeigepflicht auszunehmen, geäußert und damit 
begründet, daß die Möglichkeit geschaffen werde, 
auf diesem Wege das Gesetz auszuhöhlen. Die Re- 
gierungsvertreter erklärten, diese Ermächtigung 
solle nur den Ausschluß von Bagatellfällen ermög- 
lichen; von ihr werde erst dann Gebrauch gemacht, 
wenn sich dafür in der Praxis eine Notwendigkeit 
ergeben sollte. 

Im Zusammenhang mit der Streichung des § 16 
mußte die Anwendung der Vorschrift in den Ab- 
sätzen 3 und 4 für die Postbeförderung ausgenom- 
men werden. 

Zu § 13 

Um auch nur den Anschein einer Gleichstellung 
der Bundeswehr mit den anderen in § 13 genannten 
polizeilichen Exekulivbehörden zu vermeiden, be- 
schloß der Ausschuß, die Worte „bei Gefahr im 
Verzüge auch die Bundeswehr" zu streichen und 
einen neuen Absatz 2 folgenden Inhalts hinzuzu- 
fügen: 


„(2) Bei Gefahr im Verzüge kann auch die 

Bundeswehr unter den in Absatz 1 genannten 

Voraussetzungen Kriegswaffen sicherstellen." 

Zu § 14 

Der Ausschuß nahm redaktionelle Klarstellungen 
in Absatz 1 Nr. 1 und Absatz 2 sowie redaktionelle 
Anpassungen an § 19 Abs. 1 Nr. 5 in Absatz 3 Nr. 2 
und Absatz 5 Satz 1 vor. 

über die in Absatz 3 Nr. 3 und Absatz 4 vorge- 
sehene überwachungsbefugnis und über die Ein- 
schränkung des Grundrechts der Unverletzlichkeit 
der Wohnung fand eine eingehende Erörterung 
statt. Insbesondere wurden Bedenken gegen die Be- 
fugnis, Räume und Grundstücke zu betreten, erho- 
ben. Es wurde klargestellt, daß das Grundrecht des 
Artikels 13 GG sich nicht auf die private Wohn- 
sphäre beschränkt, sondern Geschäftsräume und 
Grundstücke einbezieht, daß umgekehrt private 
Wohnräume auch zu geschäftlichen Zwecken — mit- 
unter aus Gründen der Tarnung — benutzt werden, 
daß eine wirksame Überwachung ohne die Einbezie- 
hung dieser Geschäftsräume und Grundstücke nicht 
möglich sei und daß iin übrigen seriöse Firmen von 
den vorgesehenen Überwachungsmaßnahmen nichts 
zu befürchten hätten. Danach stellte der Ausschuß 
seine Bedenken zurück und billigte die Vorschrift 
des § 14 einstimmig. 

Zu § 15 

Der Anschuß berücksichtigte den Vorschlag des 
Bundesrates teilweise in einer von der Bundes- 
I regierung vorgelegten, an § 5 Abs. 3 angepaßten 
' Fassung des Absatzes 2. 


Zu § 16 

Der Ausschuß beschloß, die Vorschrift zu strei- 
chen, da nach der Postordnung nur wenige Gegen- 
stände der Kriegswaffenliste überhaupt für eine Be- 
förderung durch die Post in Betracht kommen. Es 
besteht keine Veranlassung, diese wenigen Kriegs- 
waffen, z. B, Gewehrläufe, durch den Gesetzentwurf 
von der Postbeförderung auszuschließen. 

Zu § 17 

Mit einer kleinen redaktionellen Änderung in 
Absatz 2 Nr, 1 (Anpassung an § 3 Abs. 3) am Ende 
wurde die Vorschrift vom Ausschuß einstimmig an- 
genommen. 

Zu § 18 

Wegen der Schwere des Unrechtsgehalts des in 
Absatz 2 genannten Tatbestandes soll die Verlet- 
zung von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen 
gegen Entgelt Offizialdelikt sein. Deshalb beschloß 
der Ausschuß, das Antragserfordernis lediglich für 
Absatz l vorzusehen und die Vorschrift des Ab- 
i Satzes 3 als Satz 2 in Absatz 1 anzufügen. 


A 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksadle 2433 


Ferner stimmte der Ausschuß einer Empfehlung 
des Rechtsauschusses zu, die Worte „oder Beauf- 
tragten“ hinter dem Wort „Angehörigen“ einzu- 
fügen. 


Zu § 20 

Der Ausschuß übernahm die vom Rechtsausschuß 
vorgesdilagene neue Fassung des Absatzes 1. 

Er schloß sich auch der im Rechtsausschuß be- 
sdilossenen Fassung des Absatzes 2 an, hielt es 
jedoch für richtig, die Übertragung des Verant- 
wortungsbereichs vom Genehmigungsinhaber auf 
einen Betriebsangehörigen klarer zu bestimmen. 
Einstimmig beschloß der Ausschuß, den Absatz 2 
wie folgt zu ändern: 

„(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen 
steht gleidi, wer mit der Leitung oder Beaufsich- 
tigung des Betriebes oder eines Betriebsteiles 
eines anderen beauftragt oder von diesem 
schriftlich unter Abgrenzung des Verantwortungs- 
bereiches damit betraut ist, Pflichten zu erfüllen, 


die dieses Gesetz oder die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassenen Vorschriften auf erlegen," 

Zu § 25 

Der Ausschuß beschloß, in Absatz 1 die Worte 
„oder eine der in § 19 Abs. 1 Nr. 1 mit Geldbuße" 
zu streichen, weil die Einziehung von Kriegswaffen 
bei einer Ordnungswidrigkeit außer Verhältnis zum 
Unrechtsgehalt der Handlung steht. 

Zu § 26 

Zu Absatz 1 hielt es der Ausschuß für richtig, den 
Satz „§ 9 Abs. 1 Satz 3 findet entsprechende An- 
wendung." anzufügen, um klarzustellen, daß im 
Streitfälle wegen der Höhe der Entschädigung der 
Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten offen- 
steht. 

Zu Absatz 2 war der Ausschuß um eine Klarstel- 
lung der Tatbestandsmerkmale „wenigstens leicht- 
fertig" (Absatz 2 Nr. 1) und „in verwerflicher 
Weise" (Absatz 2 Nr. 2 und 3) bemüht. Das Wort 
„wenigstens" in Absatz 2 Nr. 1 wurde durch die 
Worte „vorsätzlich oder" ersetzt. 


Bonn, den 23. Januar 1961 


Dr. Dahlgrün 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschlließen, 

den Gesietzentwurf — Drudtsache 1589 — in der 
laus der anliegenden Zuisammenstellung enslichtlichein 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 23. Januar 1961 


Deir Wirtschaftsausschuß 
Schmücker Dr. Dahlgrün 

V orsitzender Beri chterstatter 


5 



Drudcsadie 2433 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebraditen Entwurfs eines 
Ausführungsgesetzes zu Artikel 26 Abs. 2 des Grundgesetzes 

(Kriegs waff enges etz) 

— Drucksache 1589 — 

mit den Beschlüssen des Wirtschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Ausfühningsgesetzes 
zu Artikel 26 Abs. 2 des Grundgesetzes 
( Kriegswaiiengesetz ) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Ausführungsgesetzes 
zu Artikel 26 Abs. 2 des Grundgesetzes 

(Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


\ 


ERSTER ABSCHNITT 
Genehmigungsvorschriften 


ERSTER ABSCHNITT 
Genehmigungs Vorschriften 


§ 1 § 1 
Begriffsbestimmung unverändert 

(1) Zur Kriegführung bestimmte Waffen im 
Sinne dieses Gesetzes (Kriegswaffen) sind die in 
der Anlage zu diesem Gesetz (Kriegswaffenliste) 
aufgeführten Gegenstände, Stoffe und Organismen. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Kriegswaffenliste entsprechend dem Stand der 
wissenschaftlichen, technischen und militärischen 
Erkenntnisse derart zu ändern und zu ergänzen, daß 
sie alle Gegenstände, Stoffe und Organismen ent- 
hält, die geeignet sind, allein, in Verbindung mit- 
einander oder mit anderen Gegenständen, Stoffen 
oder Organismen Zerstörungen oder Schäden an 
Personen oder Sachen zu verursachen und als Mittel 
der Gewaltanwendung bei bewaffneten Auseinan- 
dersetzungen zwischen Staaten zu dienen. 


§ 2 

unverändert 

(1) Wer Kriegswaffen hersteilen will, bedarf der 
Genehmigung. 

(2) Wer die tatsächliche Gewalt über Kriegs- 
waffen von einem anderen erwerben oder einem 
anderen überlassen will, bedarf der Genehmigung. 


§ 2 

Herstellung und Inverkehrbringen 
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Drucksache 2433 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


§ 3 

unverändert 


§ 3 

Beförderung innerhalb des Bundesgebietes 

(1) Wer Kriegswaffen im Bundesgebiet außer- 
halb eines abgeschlossenen Geländes befördern 
lassen will, bedarf der Genehmigung. 

(2) Der Genehmigung bedarf ferner, wer Kriegs- 
waffen, die er hergestellt oder über die er die tat- 
sächliche Gewalt erworben hat, im Bundesgebiet 
außerhalb eines abgeschlossenen Geländes selbst 
befördern will. 

(3) Kriegswaffen dürfen nur eingeführt, ausge- 
führt, durch das Bundesgebiet durchgeführt oder 
sonst in das Bundesgebiet oder aus dem Bundes- 
gebiet verbracht werden, wenn die hierzu erforder- 
liche Beförderung im Sinne des Absatzes 1 oder 2 
genehmigt ist. 

(4) Für die Beförderung von Kriegswaffen, die 
außerhalb des Bundesgebietes ein- und ausgeladen 
werden und unter Zollüberwachung ohne Wechsel 
des Frachtführers oder im Schiffsverkehr über Frei- 
häfen ohne Lagerung durch das Bundesgebiet durch- 
geführt werden, kann auch — unbeschadet der Re- 
gelung des § 28 — eine Allgemeine Genehmigung 
erteilt werden. 

§ 4 

Beförderung außerhalb des Bundesgebietes 

(1) Wer Kriegswdffen, die außerhalb des Bun- 
desgebietes ein- und ausgeiaden und durch das 
Bundesgebiet nicht durchgeführt werden, mit See- 
schiffen, die die Bundesflagge führen, oder mit 
Luftfahrzeugen, die in die Luftfahrzeugrolle der 
Bundesrepublik eingetragen sind, befördern will, 
bedarf der Genehmigung. Die Genehmigung kann 
einem Antragsteller ohne Beschränkung auf eine 
einzelne Beförderung für eine bestimmte Zeitdauer 
erteilt werden. 

(2) Für die Beförderung von Kriegswaffen im 
Sinne des Absatzes 1 in und nach bestimmten Ge- 
bieten kann auch eine Allgemeine Genehmigung er- 
teilt werden. 

§ 5 

Befreiungen 

(1) Einer Genehmigung nach den §§ 2 bis 4 be- 
darf nicht, wer unter der Aufsicht oder als Beschäf- 
tigter eines anderen tätig wird. In diesen Fällen 
bedarf nur der andere der Genehmigung nach den 
§§ 2 bis 4. 

(2) Wer Kriegswaffen auf Grund einer Geneh- 
migung nach § 3 Abs. 1 befördert, bedarf für den 
Erwerb der tatsächlichen Gewalt über diese Kriegs- 
waffen von dem Absender und die Überlassung der 
tatsächlichen Gewalt an den in der Genehmigungs- 
urkunde genannten Empfänger keiner Genehmigung 
nach § 2 Abs. 2. 


§ 4 

Beförderung außerhalb des Bundesgebietes 

(1) Wer Kriegswaffen, die außerhalb des Bun- 
desgebietes ein- und ausgeladen und durch das 
Bundesgebiet nicht durchgeführt werden, mit See- 
schiffen, die die Bundesflagge führen, oder mit 
Luftfahrzeugen, die in die Luftfahrzeugrolle der 
Bundesrepublik eingetragen sind, befördern will, 
bedarf der Genehmigung. 

2) unverändert 


§ 5 

Befreiungen 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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Entwurf 

(3) Einer Genehmigung nach § 2 Abs. 2 bedarf 
ferner nicht, wer die tatsächliche Gewalt über 
Kriegswaffen 

1. demjenigen, der Kriegswaffen auf Grund 
einer Genehmigung nach § 3 Abs. 1 be- 
fördert, überlassen oder von ihm erwer- 
ben will, 


2. der Bundeswehr, dem Zollgrenzdienst, 
einer für die Aufrechterhaltung der öffent- 
lichen Sicherheit zuständigen Behörde oder 
Dienststelle oder einer Behörde des Straf- 
vollzugs überlassen oder von diesen zur 
Instandsetzung oder zur Beförderung er- 
werben will. 


§ 6 

Versagung der Genehmigung 

(1) Auf die Erteilung einer Genehmigung be- 
steht kein Anspruch. 

(2) Die Genehmigung kann insbesondere versagt 
werden, wenn 

1. Grund zu der Annahme besteht, daß ihre 
Erteilung dem Interesse der Bundesrepu- 
blik an der Aufrechterhaltung guter Be- 
ziehungen zu anderen Ländern zuwider- 
laufen würde; 

2. a) der Antragsteller, sein gesetzlicher 

Vertreter, der Leiter eines Betriebes 
oder eines Betriebsteiles des Antrag- 
stellers, bei juristischen Personen ein 
Mitglied des zur gesetzlichen Vertre- 
tung berufenen Organs, bei Personen- 
handelsgesellschaften ein vertretungs- 
berechtigter Gesellschafter oder 

b) derjenige, der Kriegswaffen befördert. 


nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 
des Grundgesetzes ist oder den Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb 
des Bundesgebietes hat; 

3. eine im Zusammenhang mit der genehmi- 
gungsbedürftigen Handlung nach anderen 
Vorschriften erforderliche Genehmigung 
nicht nachgewiesen wird. 

(3) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 

1. die Gefahr besteht, daß die Kriegswaffen 
bei einer friedenstörenden Handlung, ins- 
besondere bei einem Angriffskrieg, ver- 
wendet werden, 


Beschlüsse des 16, Ausschusses 

(3) Einer Genehmigung nach § 2 Abs. 2 bedarf 
ferner nicht, wer die tatsächliche Gewalt über 
Kriegswaffen 

1. demjenigen, der Kriegswaffen auf Grund 
einer Genehmigung nach § 3 Abs. 1 be- 
fördert, überlassen oder von ihm erwer- 
ben will, sofern der Absender und der 
Empfänger in der Genehmigungsurkunde 
genannt sind, 

2. unverändert 


§ 6 

Versagung der Genehmigung 

(1) unverändert 

(2) Die Genehmigung kann insbesondere versagt 
werden, wenn 

1. unverändert 


2. a) der Antragsteller, sein gesetzlicher 

Vertreter, bei juristischen Personen 
das vertretungsberechtigte Organ oder 
ein Mitglied eines solchen Organs, bei 
Personenhandelsgesellschaften ein ver- 
tretungsberechtigter Gesellschafter, so- 
wie der Leiter eines Betriebes oder 
eines Betriebsteiles des Antragstellers, 

b) unverändert 

c) derjenige, der die tatsächliche Gewalt 
über Kriegswaffen dem Beförderer 
überläßt oder von ihm erwirbt, 

nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 
des Grundgesetzes ist oder den Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb 
des Bundesgebietes hat; 

3. unverändert 


(3) unverändert 
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Entwurf 

2, Grund zu der Annahme besteht, daß die 
Erteilung der Genehmigung völkerredit- 
lidie Verpflichtimgen der Bundesrepublik 
verletzen oder deren Erfüllung gefährden 
würde, 

3. Grund zu der Annahme besteht, daß eine 
der in Absatz 2 Nr. 2 genannten Personen 
die für die beabsichtigte Handlung erfor- 
derliche Zuverlässigkeit nicht besitzt. 

(4) Andere Vorschriften, nach denen für die in 
den §§ 2 bis 4 genannten Handlungen eine Geneh- 
migung erforderlich ist, bleiben unberührt. 

§ 7 

Widerruf der Genehmigung 

(1) Die Genehmigung kann jederzeit widerrufen 
werden. 

(2) Die Genehmigung ist zu widerrufen, wenn 
einer der in § 6 Abs. 3 genannten Versagungsgründe 
nachträglich offenbar geworden oder eingetreten ist, 
es sei denn, daß der Grund innerhalb einer zu be- 
stimmenden Frist beseitigt wird. 

§ 8 

Erteilung und Widerruf 
der Allgemeinen Genehmigung 

(1) Die Allgemeine Genehmigimg im Sinne des 
§ 3 Abs, 4 und des § 4 Abs. 2 wird durch Rechts- 
verordnung der Bundesregierung erteilt. 

(2) Die Allgemeine Genehmigung kann durch 
Reditsverordnung ganz oder teilweise widerrufen 
werden, insbesondere wenn Grund zu der Annahme 
besteht, daß die allgemein genehmigten Beförde- 
rungen dem Interesse der Bundesrepublik an der 
Aufrechterhaltung guter Beziehungen zu anderen 
Ländern zuwiderlaufen würden. 

(3) Die Allgemeine Genehmigung ist durch 
Rechtsverordnung ganz oder teilweise zu wider- 
rufen, wenn 

1. die Gefahr besteht, daß die auf Grund der 
Allgemeinen Genehmigung beförderten 
Kriegswaffen bei einer friedenstörenden 
Handlung, insbesondere bei einem An- 
griffskrieg, verwendet werden, 

2. Grund zu der Annahme besteht, daß durch 
die allgemein genehmigten Beförderimgen 
völkerrechtliche Verpflichtungen der Bim- 
desrepublik verletzt würden oder deren 
Erfüllung gefährdet würde. 

(4) Rechtsverordnungen nach den Absätzen 1 bis 
3 bedürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


(4) unverändert 


§ 7 

unverändert 


§ 8 

Erteilung und Widerruf 
der Allgemeinen Genehmigung 

(1) Die Allgemeine Genehmigung im Sinne des 
§ 3 Abs. 4 und des § 4 Abs. 2 wird durch Rechts- 
verordnung erteilt. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Rechtsverordnungen nach den Absätzen 1 
bis 3 werden von der Bundesregierung erlassen; sie 
bedürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates. 
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§ 9 

Entschädigung im Falle des Widerrufs 

(1) Wird eine Genehmigung hach §§ 2, 3 Abs. 1 
oder 2 oder nach § 4 Abs. 1 ganz oder teilweise 
widerrufen, so ist ihr Inhaber vom Bund angemessen 
in Geld zu entschädigen. Die Entschädigung bemißt 
sich nach den vom Genehmigungsinhaber nachge- 
wiesenen zweckentsprechenden Aufwendungen. 
Anderweitige, den Grundsätzen einer ordnungs- 
mäßigen Wirtschaftsführung entsprechende Verwer- 
tungsmöglichkeiten sind zu berücksichtigen. Wegen 
der Höhe der Entschädigung steht im Streitfälle der 
Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten offen. 

(2) Der Anspruch auf eine Geldentschädigung 
entfällt, wenn der Inhaber der Genehmigung oder 
die für ihn auf Grund der Genehmigung tätigen 
Personell durch ihr Verhalten Anlaß zum Widerruf 
der Genehmigung gegeben haben, insbesondere 
wenn 

1. diese Personen gegen die Vorschriften 
dieses Gesetzes, gegen die auf Grund 
dieses Gesetzes ergangenen Rechtsver- 
ordnungen oder gegen Anordnungen der 
Genehmigungs- oder Überwachungsbe- 
hörde erheblich oder wiederholt versto- 
ßen haben, 

2. die Genehmigung auf Grund des § 7 
Abs. 2 in Verbindung mit § 6 Abs. 3 Nr. 3 
widerrufen worden ist. 

§ 10 

Inhalt und Form der Genehmigung 

(1) Die Genehmigung kann inhaltlich beschränkt, 
befristet und mit Auflagen verbunden werden. Be- 
fristungen und Auflagen können nachträglich an- 
geordnet werden, wenn dies in der Genehmigung 
Vorbehalten war oder die Genehmigung widerrufen 
werden kann. 


(2) Die Genehmigung bedarf der Schriftform; sie 
muß Angaben über Art und Menge der Kriegs- 
waffen enthalten. Die Genehmigung zur Herstel- 
lung der in Teil B der Kriegs waffenliste genann- 
ten Kriegswaffen kann ohne Beschränkung auf 
eine bestimmte Menge erteilt werden. 


(3) Absatz 2 Satz 1 zweiter Halbsatz gilt nicht 
für die Fälle des § 4 Abs. 1 Satz 2. 

§ 11 

Genehmigungsbehörden 

(1) Für die Erteilung und den Widerruf einer 
Genehmigung ist die Bundesregierung zuständig. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§ 9 

Entschädigung im Falle des Widerrufs 

(1) unverändert 


(2) I>er Anspruch auf eine Geldentschädigung 
entfällt, wenn der Inhaber der Genehmigung oder 
die für ihn auf Grund der Genehmigung tätigen 
Personen durch ihr schuldhaftes Verhalten Anlaß 
zum Widerruf der Genehmigung gegeben haben, 
insbesondere wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 


§ 10 

Inhalt und Form der Genehmigung 

(1) Die Genehmigung kann inhaltlich beschränkt, 
befristet und mit Auflagen verbunden werden. 


(1 a) Nachträgliche Befristungen und Auflagen 

sind jederzeit zulässig. § 9 gilt entsprechend. 

(2) Die Genehmigung bedarf der Schriftform; sie 
muß Angaben über Art und Menge der Kriegs- 
waffen enthalten. Die Genehmigung zur Herstel- 
lung der in Teil B der Kriegswaffenliste genann- 
ten Kriegswaffen kann ohne Beschränkung auf 
eine bestimmte Menge, die Genehmigung zur Be- 
förderung von Kriegswaffen kann ohne Beschrän- 
kung auf eine bestimmte Art und Menge erteilt 
werden. 

Absatz 3 entfällt 

§ 11 

Genehmigungsbehörden 

(1) unverändert 
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(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bun- 
desrates nicht bedarf, die Befugnis zur Erteilung 
und zum Widerruf der Genehmigung in den Fäl- 
len der §§ 2 und 3 Abs. 1 und 2 

1. für den Bereich der Bundeswehr auf den 
Bundesminister für Verteidigung oder 
eine ihm nachgeordnete Buiidesober- 
behörde, 

2. für den Bereich des Zollgrenzdienstes auf 
den Bundesminister der Finanzen, 

3. für den Bereich der für die Aufrechter- 
haltung der öffentlichen Sicherheit zu- 
ständigen Behörden oder Dienststellen 
sowie der Behörden des Strafvollzugs auf 
den Bundesminister des Innern oder eine 
ihm nachgeordnete Bundesoberbehörde, 

4. für alle übrigen Bereiche auf den Bun- 
desminister für Wirtschaft oder das Bun- 
desamt für gewerbliche Wirtschaft 

zu übertragen. 

(3) Die Befugnis zur Erteilung und zum Wider- 
ruf der Genehmigung in den Fällen des § 4 Abs. 1 
kann durch Rechtsverordnung, die der Zustim- 
mung des Bundesrates nicht bedarf, auf den Bun- 
desminister für Verkehr übertragen werden, der 
diese Befugnis im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister des Auswärtigen ausübt. 

(4) Die Bundesregierung wird ferner ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates die erforderlichen Vorschriften zur nähe- 
ren Regelung des Genehmigungsverfahrens zu er- 
lassen. 

(5) ) Das Bundesamt für Verfassungsschutz kann 
bei der Prüfung der Zuverlässigkeit gemäß § 6 
Abs. 3 Nr. 3 herangezogen werden. 


ZWEITER ABSCHNITT 

überwachungs- und Ausiiahmevorschriften 
§ 12 

Pflichten im Verkehr mit Kriegswaffen 

(1) Wer eine nach diesem Gesetz genehmi- 
gungsbedürftige Handlung vornimmt, hat die er- 
forderlichen Maßnahmen zu treffen, 

1. um zu verhindern, daß die Kriegswaffen 
abhanden kommen oder unbefugt ver- 
wendet werden, 


Beschlüsse de^ 16. Ausschusses 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bun- 
desrates nicht bedarf, die Befugnis zur Erteilung 
und zum Widerruf der Genehmigung in den Fäl- 
len der §§ 2 und 3 Abs. 1 und 2 

1. für den Bereich der Bundeswehr auf den 
Bundesminister für Verteidigung, 


2. unverändert 

3. für den Bereich der für die Aufrechter- 
haltung der öffentlichen Sicherheit zu- 
ständigen Behörden oder Dienststellen 
sowie der Behörden des Strafvollzugs auf 
den Bundesminister des Innern, 

4. für alle übrigen Bereiche auf den Bun- 
desminister für Wirtschaft 

zu übertragen. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


ZWEITER ABSCHNITT 

überwachungs- und Ausnahmevorschriften 
§ 12 

Pflichten im Verkehr mit Kriegs waffen 

(1) unverändert 


2. um zu gewährleisten, daß die gesetzlichen 
Vorschriften und behördlichen Anord- 
nungen zum Schutze von geheimhaltungs- 
bedürftigen Gegenständen, Tatsachen, 
Erkenntnissen oder Mitteilungen beachtet 
werden. 
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(2) Wer Kriegswaffen herstellt, befördern läßt 
oder selbst befördert oder die tatsächliche Gewalt 
über Kriegswaffen von einem anderen erwirbt 
oder einem anderen überläßt, hat ein Kriegswaf- 
fenbuch zu führen, um den Verbleib der Kriegs- 
waffen nachzuweisen. Dies gilt nicht in den Fällen 
des § 5. 

(3) Wer Kriegswaffen befördern lassen will, hat 
bei der Übergabe zur Beförderung eine Ausferti- 
gung der Genehmigungsurkunde zu übergeben. 


(4) Wer eine Beförderung von Kriegswaffen 
ausführt, hat eine Ausfertigung der Genehmigungs- 
urkunde mitzuführen, den zuständigen Behörden 
oder Dienststellen, insbesondere den Eingangs- 
und Ausgangszollstellen, im Freihafen Hamburg 
dem Freihafenamt der Freien und Hansestadt Ham- 
burg, unaufgefordert vorzuzeigen und auf Verlan- 
gen zur Prüfung auszuhändigen. 

(5) Wer berechtigt ist, über Kriegswaffen zu ver- 
fügen, hat der zuständigen Überwachungsbehörde 
den Bestand an Kriegswaffen sowie dessen Ver- 
änderungen unter Angabe der dazu erteilten Ge- 
nehmigungen innerhalb der durch Rechtsvorschrift 
(§ 14 Abs, 7) oder durch Anordnung der zuständi- 
gen Überwachungsbehörde bestimmten Fristen zu 
melden. 

(6) Wer 

1. als Erbe, Konkursverwalter, Zwangsver- 
walter oder in ähnlicher Weise die tat- 
sächliche Gewalt über Kriegswaffen er- 
langt, 

2. die tatsächliche Gewalt über Kriegswaf- 
fen verliert, 

3. Kenntnis vom Verbleib einer Kriegs- 
waffe erlangt, über die niemand die tat- 
sächliche Gewalt ausübt, 

hat dies der zuständigen Überwachungsbehörde 
oder einer für die Aufrechterhaltung der öffent- 
lichen Sicherheit zuständigen Behörde oder Dienst- 
stelle unverzüglich anzuzeigen. 

(7) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rochtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates 

1. die erforderlichen Vorschriften zur Durch- 
führung der Absätze 1 bis 6 zu erlassen, 

2. geringe Mengen an Kriegswaffen und ge- 
ringfügige Bestandsveränderungen von 
der Buchführungs- und Meldepflicht (Ab- 
satz 2 imd 5) auszunehmen, soweit hier- 
durch öffentliche Interessen nicht gefähr- 
det werden, 

3. eine Kennzeichnung für Kriegswaffen 
vorzuschreiben, die den Hersteller oder 
Einführer ersichtlich macht. 


Beschlüsse des 16, Ausschusses 

(2) Wer Kriegswaffen herstellt, befördern läßt 
oder selbst befördert oder die tatsächliche Gewalt 
über Kriegswaffen von einem anderen erwirbt 
oder einem anderen überläßt, hat ein Kriegswaf- 
fenbuch zu führen, um den Verbleib der Kriegs- 
waffen nachzuweisen. Dies gilt nicht in den Fällen 
des § 5 Abs. 1 und 2 sowie für Beförderungen in 
den Fällen des § 5 Abs. 3 Nr. 2. 

(3) Wer Kriegswaffen befördern lassen will, hat 
bei der Übergabe zur Beförderung eine Ausferti- 
gung der Genehmigungsurkunde zu übergeben. Dies 
gilt nicht für Beförderungen durch die Deutsche 
Bundespost. 

(4) Wer eine Beförderung von Kriegswaffen 
ausführt, hat eine Ausfertigung der Genehmigungs- 
urkunde mitzuführen, den zuständigen Behörden 
oder Dienststellen, insbesondere den Eingangs- 
und Ausgangszollstellen, im Freihafen Hamburg 
dem Freihafenamt der Freien und Hansestadt Ham- 
burg, unaufgefordert vorzuzeigen und auf Verlan- 
gen zur Prüfung auszuhändigen. Dies gilt nicht für 
Beförderungen durch die Deutsche Bundespost. 

(5) Wer berechtigt ist, über Kriegswaffen zu ver- 
fügen, hat der zuständigen Überwachungsbehörde 
den Bestand an Kriegswaffen 'sowie dessen Ver- 
änderungen unter Angabe der dazu erteilten Ge- 
nehmigungen innerhalb der durch Rechtsvorschrift 
oder durch Anordnung der zuständigen Über- 
wachungsbehörde bestimmten Fristen zu melden. 

(6) unverändert 


(7) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates 

1. unverändert 

2. geringe Mengen an Kriegswaffen und ge- 
ringfügige Bestandsveränderungen von 
der Buchführungs-, Melde- und Anzeige- 
pflicht (Absatz 2, 5 und 6) auszunehmen, 
soweit hierdurch öffentliche Interessen 
nicht gefährdet werden, 

3. unverändert 
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§ 13 

Sicherstellung 

Die Überwachungsbehörden, die für die Aufrecht- 
erhaltung der öffentlichen Sicherheit zuständigen 
Behörden oder Dienststellen, bei Gefahr im Verzüge 
auch die Bundeswehr, können Kriegs Waffen sich er- 
stellen, wenn es erforderlich ist, um ihre unbefugte 
Verwendung zu verhindern oder Staatsgeheimnisise 
zu schützen. 


§ 14 

Überwachungsbehörden 

(1) Für die Überwachung der nach dieisem Gesetz 
genehmigungsbedürftigen Handlungen und der Ein- 
haltung der in § 12 genannten Pflichten ist 

1, in den Fällen der §§ 2 und 3 der Bundes- 
minister für Wirtschaft und 

2. in den Fällen des § 4 der Bundesminister 
für Verkehr 

zuständig. 

(2) Für die Überwachung der Einfuhr, Ausfuhr 
und Durchfuhr sowie des sonstigen Verbringens 
von Kriegswaffen in das Bundesgebiet oder aus dem 
Bundesgebiet (§ 3 Abs. 3) sind der Bundesminister 
der Finanzen und die von ihm bestimmten Zoll- 
dienststellen, im Freihafen Hamburg das Freihafen- 
amt der Freien und Hansestadt Hamburg, zuständig, 

(3) Die Überwachungsbehörden (Absatz 1 und 2) 
können zur Erfüllung ihrer Aufgaben, insbesondere 
zur Überwachung der Bestände an Kriegswaffen und 
deren V e r änd e rungen, 

1. die erforderlichen Auskünfte verlangen, 

2. Betriebsaufzeichnungen und andere Unter- 
lagen einsehen und prüfen, 

3. Besichtigungen vornehmen. 

(4) Die von den Überwachungsbehörden beaaif- 
tragten Personen dürfen Räume und Grundstücke 
betreten, soweit es ihr Auftrag erfordert. Das Grund- 
recht des Artikels 13 auf Unverletzlichkeit der Woh- 
nung wird iinsoweit eingeschränkt. 

(5) Wer einer Genehmigung nach den §§ 2 bis 4 
bedarf, ist verpflichtet, die erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen, die Be triebsauf Zeichnungen und Unter- 
lagen zur Einsicht und Prüfung vorzulegen und das 
Betreten von Räumen und Grundstücken zu dulden. 
Das gleiche gilt für die Personen, denen die in § 12 
genannten Pflichten obliegen. 

(6) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zlivilprozeßordnung 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§ 13 

Sicherstellung 

(1) Die Uberwachungsbehörden und die für die 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit zustän- 
digen Behörden oder Dienststellen können Kriegs- 
waffen sirherstellen, wenn es erforderlich ist, um 
ihre unbefugte Verwendung zu verhindern oder 
Staatsgeheimnisse zu schützen. 

(2) Bei Gefahr im Verzüge kann auch die Bun- 
deswehr unter den in Absatz 1 genannten Voraus- 
setzungen Kriegswaffen sicherstellen. 

§ 14 

Überwachungsbehörden 

(1) Für die Überwachung der nach diesem Gesetz 
genehmigungsbedürftigen Handlungen und der Ein- 
haltung der in § 12 genannten Pflichten ist 

1. in den Fällen der §§ 2 und 3 Abs. 1 und 2 
der Bundesminister für Wirtschaft und 

2. unverändert 
zuständig. 

(2) Für die Überwachung der Einfuhr, Ausfuhr 
und Durchfuhr sowie des sonstigen Verbringens 
von Kriegswaffen in das Bundesgebiet oder aus dem 
Bundesgebiet (§ 3 Abs. 3 und 4) sind der Bundes- 
minister der Finanzen und die von ihm bestimmten 
Zolldienststellen, im Freihafen Hamburg das Frei- 
hafenamt der Freien und Hansestadt Hamburg, zu- 
ständig. 

(3) Die Überwachungsbehörden (Absatz 1 und 2) 
können zur Erfüllung ihrer Aufgaben, insbesondere 
zur Überwachung der Bestände an Kriegswaffen und 
deren Veränderungen, 

1. unverändert 

2. Betriebsaufzeichnungen und sonstige Un- 
terlagen einsehen und prüfen, 

3. unverändert 

(4) unverändert 


(5) Wer einer Genehmigung nach den §§ 2 bis 4 
bedarf, ist verpflichtet, die erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen, die Betriebsaufzeichnungen und sonstige 
Unterlagen zur Einsicht und Prüfung vorzulegen 
und das Betreten von Räumen und Grundstücken zu 
dulden. Das gleiche gilt für Personen, denen die in 
§ 12 genannten Pflichten obliegen. 

(6) unverändert 
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bezeichneten Angehörigen der Gefahr straf gericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(7) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die erforderlichen VorschrÜten zur Durchführung 
der nach Absatz 3 zulässigen Überwachungsmaßnah- 
men zu erlassen und das Verfahren der Uberwa- 
chungsbehörden zu regeln. 

(8) Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung, die der Zustim- 
niung dos Bundesrates nicht bedarf, die ihm nach 
Absatz 1 zustehenden Überwachungsbefugnisse auf 
das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft zu über- 
tragen. 

§ 15 

Bundeswehr und andere bewaffnete Organe 

(1) Die Vorschriften der §§ 2, 3, 4 und 12 gelten 
nicht für die Bundeswehr, den Zollgrenzdienst imd 
den Bundesgrenzschutz. 

(2) Die Übrigen für die Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit zuständigen Behörden oder 
Dienststellen sowie die Behörden des Strafvollzugs 
bedürfen keiner Genehmigung für den Erwerb der 
tatsächlichen Gewalt über Kriegswaffen und für die 
Beförderung von Kriegswaffen in den Fällen des § 3 
Abs. 2. Die Vorschrift des § 12 findet insoweit keine 
Anwendung. 


§ 16 

Bundespost 

Kriegswatien sind von der Postbeförderung aus- 
ausgeschlossen. 


DRITTER ABSCHNITT 
Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 17 

Herstellung, Inverkehrbringen und Beförderung 
ohne Genehmigung 

(1) Wer vorsätzlich ohne die nach diesem Gesetz 
erforderliche Genehmigung 

1. Kriegswaffen herstellt, 

2. die tatsächliche Gewalt über Kriegswaffen 
von einem anderen erwirbt. 


— 3. Wahlperiode 
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(7) unverändert 


(8) unverändert 


§ 15 

Bundeswehr und andere bewaffnete Organe 

(1) unverändert 

(2) Die Übrigen für die Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit zuständigen Behörden oder 
Dienststellen sowie die Behörden des Strafvollzugs 
bedürfen keiner Genehmigung 

1. für den Erwerb der tatsächlichen Gewalt 
über Kriegswaffen, 

2. für die Überlassung der tatsächlichen Ge- 
walt über Kriegswaffen an einen anderen 
zur Instandsetzung oder zur Beförderung 
und 

3. für die Beförderung von Kriegswaffen in 
den Fällen des § 3 Abs. 2. 

§ 12 findet insoweit keine Anwendung. 

§ 16 

entfällt 

DRITTER ABSCHNITT 
Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 17 

Herstellung, Inverkehrbringen und Beförderung 
ohne Genehmigung 

(1) unverändert 
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3. die tatsächliche Gewalt über Kriegswaffen 
einem anderen überläßt, 

4. Kriegswaffen im Bundesgebiet außerhalb 
eines abgeschlossenen Geländes befördern 
läßt, 

5. Kriegswaffen, die er hergestellt oder über 
die er die tatsächliche Gewalt erworben 
hat, im Bundesgebiet außerhalb eines ab- 
geschlossenen Geländes selbst befördert, 

wird mit Gefängnis und mit Geldstrafe oder mit 
einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer 

1. vorsätzlich Kriegswaffen einführt, aus- 
führt, durch das Bundesgebiet durchführt 
oder sonst in das Bundesgebiet oder aus 
dem Bundesgebiet verbringt, ohne daß die 
hierzu erforderliche Beförderung im Bun- 
desgebiet genehmigt ist, 

2. wissentlich ohne die nach diesem Gesetz 
erforderliche Genehmigung Kriegswaffen, 
die außerhalb des Bundesgebietes ein- und 
ausgeladen und durch das Bundesgebiet 
nicht durchgeführt werden, mit Seeschif- 
fen, die die Bundesflagge führen, oder mit 
Luftfahrzeugen, die in die Luftfahrzeug- 
rolle der Bundesrepublik eingetragen sind, 
befördert. 

(3) Nach Absatz 1 Nr. 5 und Absatz 2 Nr. 1 wird 
nicht bestraft, wer Kriegswaffen, die er in das Bun- 
desgebiet eingeführt oder sonst verbracht hat, frei- 
willig und unverzüglich einer Uberwachungsbe- 
hörde, der Bundeswehr oder einer für die Aufrecht- 
erhaltung der öffentlichen Sicherheit zuständigen 
Behörde oder Dienststelle abliefert. Gelangen die 
Kriegswaffen ohne Zutun desjenigen, der sie in das 
Bundesgebiet eingeführt oder sonst verbracht hat, 
in die tatsächliche Gewalt einer der in Satz 1 ge- 
nannten Behörden oder Dienststellen, so genügt 
sein freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, die 
Kriegswaffen abzuliefern. 

(4) Wer fahrlässig eine der in den Absätzen 1 oder 
2 Nr. 1 bezeichneten Handlungen begeht, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe 
oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

§ 18 

Verletzung von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen 

(1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis, 
das ihm als Angehörigen einer mit der Ausführung 
dieses Gesetzes betrauten Behörde bei seiner Tä- 
tigkeit auf Grund dieses Gesetzes bekanntgewor- 
den ist, unbefugt offenbart, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


(2) Ebenso wird bestraft, wer 

1. vorsätzlich Kriegswaffen einführt, aus- 
führt, durch das Bundesgebiet durchführt 
oder sonst in das Bundesgebiet oder aus 
dem Bundesgebiet verbringt, ohne daß die 
hierzu erforderliche Beförderung geneh- 
migt ist, 

2. unverändert 


(3) u n V e r ä n d e r t 


(4) unverändert 


§ 18 

Verletzung von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen 

(1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis, 
das ihm als Angehörigen oder Beauftragten einer 
mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Be- 
hörde bei seiner Tätigkeit auf Grund dieses Ge- 
setzes bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. Die 
Verfolgung tritt nur auf Antrag des Verletzten ein. 
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(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einem Dritten einen Vermögens- 
vorteil zu verschaffen oder j emanden zu schädigen, so 
ist die Strafe Gefängnis bis zu zwei Jahren. Da- 
neben kann auf Geldstrafe erkannt werden. 

(3) Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Ver- 
letzten ein. 

§ 19 

Verletzung von Ordnungsvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. eine Auflage nach § 10 Abs. 1 nicht, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig erfüllt, 

2. das Kriegswaffenbuch nach § 12 Abs. 2 
nicht, unrichtig oder nicht vollständig 
führt, 

3. Meldungen nach § 12 Abs. 5 oder Anzei- 
gen nach § 12 Abs. 6 nicht, unrichtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet, 

4. Auskünfte nach § 14 Abs. 5 nicht, unrich- 
tig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
erteilt, 

5. Betriebsaufzeichnungen und sonstige Un- 
terlagen entgegen § 14 Abs. 5 nicht, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

6. der Pflicht nach § 14 Abs. 5 zur Duldung 
des Betretens von Räumen und Grund- 
stücken zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
zehntausend Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig 
begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu fünftausend 
Deutsche Mark geahndet werden. 

(3) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig entgegen § 12 Abs. 3 bei der 
Übergabe zur Beförderung von Kriegswaffen eine 
Ausfertigung der Genehmigungsurkunde nicht über- 
gibt oder entgegen § 12 Abs. 4 bei der Beförderung 
eine Ausfertigung der Genehmigungsurkunde nicht 
mitführt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu eintausend Deutsche Mark geahn- 
det werden. 

§ 20 

Handeln für einen anderen 

Die Strafdrohungen des § 17 sowie die Bußgeld- 
drohungen des § 19 gelten auch für denjenigen, der 
als Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung berufe- 
nen Organs einer juristischen Person oder sonst als 
Vertreter eines anderen, insbesondere als Leiter 
eines Betriebes oder Betriebsteiles, handelt. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
(2) unverändert 


Absatz 3 entfällt hier 

siehe Absatz 1 Satz 2 

§ 19 

unverändert 


§ 20 

Handeln für einen anderen 

(1) Die Strafvorschriften des § 17 und die Buß- 
geldvorschriften des § 19 gelten auch für den- 
jenigen, der als vertretungsberechtigtes Organ einer 
juristischen Person, als Mitglied eines solchen Or- 
gans oder als gesetzlicher Vertreter eines anderen 
handelt. Dies gilt auch dann, wenn die Rechtshand- 
lung, welche die Vertretungsbefugnis begründen 
sollte, unwirksam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung des 
Betriebes oder eines Betriebsteiles eines anderen be- 
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§ 21 

Verletzung der Aufsichtspflicht 

(1) Begeht jemand in einem Betrieb eine in § 17 
mit Strafe oder in § 19 mit Geldbuße bedrohte 
Handlung, so kann gegen den Inhaber oder Leiter 
des Betriebes oder den gesetzlichen Vertreter des 
Inhabers, gegen ein Mitglied des zur gesetzlichen 
Vertretung berufenen Organs einer juristischen 
Person oder einen vertretungsberechtigten Gesell- 
schafter einer Personenhandelsgesellschaft eine 
Geldbuße festgesetzt werden, wenn sie vorsätzlich 
oder fahrlässig ihre Aufsichtspflicht verletzt haben 
und der Verstoß hierauf beruht. 

(2) Im Falle eines Verstoßes gegen § 17 beträgt 
die Geldbuße bei vorsätzlicher Verletzung der Auf- 
sichtspflicht bis zu zwanzigtausend Deutsche Mark, 
bei fahrlässiger Verletzung der Aufsichtspflicht bis 
zu zehntausend Deutsche Mark. Im Falle eines Ver- 
stoßes gegen § 19 ist die Geldbuße nach dieser Vor- 
schrift zu bemessen. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

auftragt oder von diesem schriftlich unter Abgren- 
zung des Verantwortungsbereiches damit betraut 
ist, Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz oder die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften 
auferlegen. 

§ 21 

unverändert 


§ 22 § 22 

Geldbuße für juristische Personen und Personen- unverändert 

handelsgesellschaften 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs einer juristi- 
schen Person oder als vertretungsberechtigter Ge- 
sellschafter einer Personenhandelsgesellschaft eine 
Straftat nach § 17 oder eine Ordnungswidrigkeit 
nach den §§ 19 oder 21, so kann auch gegen die 
juristische Person oder die Personenhandelsgeseli- 
schaft eine Geldbuße festgesetzt werden. 

(2) Die Geldbuße beträgt, wenn die Straftat vor- 
sätzlich begangen worden ist, bis zu zwanzigtau- 
send Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig begangen 
worden ist, bis zu zehntausend Deutsche Mark. Ist 
eine Ordnungswidrigkeit nach den §§ 19 oder 21 
begangen worden, so ist die Geldbuße nach diesen 
Vorschriften zu bemessen. 

(3) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt und den Gewinn, den die 
juristische Person oder die Personenhandelsgesell- 
schaft für die Straftat oder die Ordnungswidrigkeit 
empfangen oder aus ihr gezogen hat. 


§ 23 

Verjährung 

Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten im 
Sinne dieses Gesetzes verjährt in zwei Jahren. 


§ 23 


unverändert 
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§ 24 

Verwaltungsbehörden 

Der Bundesminister für Wirtschaft, der Bundes- 
minister für Verkehr und der Bundesminister der 
Finanzen sind, soweit sie nach § 14 Abs. 1 und 2 
für die Überwachung zuständig sind, zugleich Ver- 
waltungsbehörde im Sinne des § 73 Abs. 1 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten. Sie entscheiden 
auch über die Abänderung und Aufhebung eines 
rechtskräftigen, gerichtlich nicht nachgeprüften 
Bußgeldbescheides (§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten) . 

§ 25 

Einziehung 

(1) Kriegswaffen, auf die sich eine der in § 17 
mit Strafe oder eine der in § 19 Abs. 1 Nr. 1 mit 
Geldbuße bedrohten Handlungen bezieht, können 
zugunsten des Bundes eingezogen werden. 

(2) Kann wegen der Tat keine bestimmte Per- 
son verfolgt oder verurteilt werden, oder kann 
eine Geldbuße gegen eine bestimmte Person nicht 
festgesetzt werden, so kann auf Einziehung selb- 
ständig erkannt werden, wenn die Voraussetzun- 
gen, unter denen die Einziehung zugelassen ist, im 
übrigen vorliegen. 

§ 26 

Entschädigung im Falle der Einziehung 

(1) Gehörten die eingezogenen Kriegswaffen zur 
Zeit der Rechtskraft der Entscheidung über die 
Einziehung einem Dritten oder waren sie mit dem 
Recht eines Dritten belastet, so ist dieser unter 
Berücksichtigung seiner Aufwendungen für die 
tierstellung oder den Erwerb vom Bund angemes- 
sen in Geld zu entschädigen. 

(2) Die Entschädigungspflicht entfällt, wenn der 
Dritte 

1. wenigstens leichtfertig dazu beigetragen 
hat, daß die Kriegswaffen Mittel oder Ge- 
genstand der Tat oder ihrer Vorbereitung 
oder einer mit ihr in Zusammenhang ste- 
henden anderen mit Strafe oder mit 
Geldbuße bedrohten Handlung gewesen 
sind, 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§ 24 

unverändert 


§ 25 

Einziehung 

(1) Kriegswaffen, auf die sich eine der in § 17 
mit Strafe bedrohten Handlungen bezieht, können 
zugunsten des Bundes eingezogen werden. 

(2) unverändert 


§ 26 

Entschädigung im Falle der Einziehung 

(1) Gehörten die eingezogenen Kriegswaffen zur 
Zeit der Rechtskraft der Entscheidung über die 
Einziehung einem Dritten oder waren sie mit dem 
Recht eines Dritten belastet, so ist dieser unter 
Berücksichtigung seiner Aufwendungen für die 
Herstellung oder den Erwerb vom Bund angemes- 
sen in Geld zu entschädigen. § 9 Abs. 1 Satz 3 ist 
entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Entschädigungspflicht entfällt, wenn der 
Dritte 

1. vorsätzlich oder leichtfertig dazu beigetra- 
gen hat, daß die Kriegswaffen Mittel oder 
Gegenstand der Tat oder ihrer Vorberei- 
tung oder einer mit ihr in Zusammenhang 
stehenden anderen mit Strafe oder mit 
Geldbuße bedrohten Flandlung gewesen 
sind, 


2. aus der Tat in verwerflicher Weise einen 2. unverändert 

Vorteil gezogen hat oder 

3. die Kriegswaffen in Kenntnis der Um- 3. unverändert 

stände, die die Einziehung zulassen, in 

verwerflicher Weise erworben hat. 
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VIERTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 
§ 27 

Vor Inkrafttreten des Gesetzes 
erteilte Genehmigungen 

GeneliiTiigungen, die im vorläufigen Genehmi- 
gungsverfahren auf Grund des Artikels 26 Abs. 2 
des Grundgesetzes erteilt worden sind, gelten als 
nach diesem Gesetz erteilt. 

§ 28 

Zwischenstaatliche Verträge 

Verpflichtungen der Bundesrepublik auf Grund 
zwischenstaatlicher Verträge bleiben unberührt. 
Insoweit gelten die nach Artikel 26 Abs. 2 des 
Grundgesetzes und die nach diesem Gesetz erfor- 
derlichen Genehmigungen als erteilt. 


§ 29 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nicht im Land Berlin. 
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VIERTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 
§ 27 

unverändert 


§ 28 

unverändert 


§ 29 

unverändert 


§ 30 § 30 

Inkrafttreten unverändert 

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem Beginn des auf 
die Verkündung folgenden zweiten Kalendermo- 
nats in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt § 22 des Waffengesetzes 
vom 18. März 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 265) außer 
Kraft. 
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Anlage 

Anlage 

Kriegswaffenliste 

Kriegswaffenliste 

Teil A 

Teil A 

Kriegswaffen, 

die der Kontrolle des Rüstungskontrollamtes 
der Westeuropäischen Union unterliegen 

Kriegswaffen, 

die der Kontrolle des Rüstungskontrollamtes 
der Westeuropäischen Union unterliegen 

(Protokoll Nr. III über die Rüstungskontrolle zum 
revidierten Brüsseler Vertrag vom 23. Oktober 1954 
— Anlagen I, II, III und IV — Bundesgesetzbl. 1955 

II S. 266) 

(Protokoll Nr. III über die Rüstungskontrolle zum 
revidierten Brüsseler Vertrag vom 23. Oktober 1954 
— • Anlagen I, II, III und IV — Bundesgesetzbl. 1955 
II S. 266) 

1. Atomwaffen 

7. Atomwaffen 

(Anlage II Abschnitt I; 

Anlage IV Ziffer la) 

(Anlage II Abschnitt I; 

Anlage IV Ziffer 1 a) 

1. Waffen aller Art, die Kernbrennstoffe oder 
radioaktive Isotope enthalten oder eigens dazu 
bestimmt sind, solche aufzunehmen oder zu 
verwenden, und Massenzerstörungen, Massen- 
schäden oder Massenvergiftungen hervorrufen 
können 

1. unverändert 

2. Teile, Vorrichtungen, Baugruppen oder Sub- 
stanzen, die eigens für eine in Nummer 1 ge- 
nannte Waffe bestimmt oder für sie wesentlich 
sind 

2. unverändert 

II. Chemische Waffen 

77. Chemische Waffen 

(Anlage II Abschnitt II; 

Anlage IV Ziffer Ic) 

(Anlage II Abschnitt II; 

Anlage IV Ziffer 1 c) 

3. chemische Kampfstoffe 

3. unverändert 

a) Isopropylester der Methylfluorphosphor- 
säure und niedere Ester (Sarin) 


b) Athylester der Cyandimethylaminphosphor- 
säure und niedere Ester (Tabun) 


c) Dichlordiäthylsulfid (Lost-Gelbkreuz) 

d) Tridilortriäthylamin (Stickstofflost) 

e) Chlorvinyldichlorarsin (Lewisit) 


4. Einrichtungen und Geräte, die eigens dazu be- 
stimmt sind, die in Nummer 3 genannten chemi- 
schen Kampfstoffe für militärische Zwecke zu 
verwenden 

4. unverändert 

III. Biologische Waffen 

777. Biologische Waffen 

(Anlage II Abschnitt III ; 

Anlage IV Ziffer Ib) 

(Anlage II Abschnitt III; 

Anlage IV, Ziffer 1 b) 

5. biologische Kampfmittel 

5. unverändert 

a) schädliche Insekten und deren toxische Pro- 
dukte 


b) andere lebende oder tote Organismen und 
deren toxische Produkte 
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6. Einrichtungen und Geräte, die eigens dazu be- 
stimmt sind, die in Nummer 5 genannten bio- 
logischen Kampfmittel für militärische Zwecke 
zu verwenden 


IV. Waffen mit einem Kaliber von mehr 
als 90 mm 

7. Kanonen, Haubitzen und Mörser aller Art und 
für alle Verwendungszwecke 

(Anlage IV Ziffer 2) 

8. Rohre mit Verschluß für die Waffen der Num- 
mer 7 

(Anlage IV Ziffer 2) 

9. Munition für die Waffen der Nummer 7 
(Anlage IV Ziffer 10) 


V. Flugkörper, Minen und Bomben 

10. weitreichende Geschosse und gelenkte Geschosse 
(Anlage III Abschnitt IV; Anlage IV Ziffer 3) 

11. sonstige Geschosse mit Eigenantiieb von mehr 
als 15 kg Gewicht in abschußbereitem Zustand 
(Anlage IV Ziffer 4) 

12. Influenzminen 
(Anlage III Abschnitt IV) 

13. sonstige Minen aller Art mit Ausnahme von 
Panzerabwehr- und Schützenminen 

(Anlage IV Ziffer 5) 

14. Fliegerbomben mit einem Gewicht von mehr 
als 1000 kg 

(Anlage IV Ziffer 9) 

15. Teile, Vorrichtungen und Baugruppen, die 
eigens für die Verwendung in oder zusammen 
mit den in Nummern 10 und 12 genannten 
Waffen bestimmt sind 

(Anlage III Abschnitt IV) 


V7. Kamp Hahr zeuge 

16. Kampfpanzer 
(Anlage IV Ziffer 6) 

17. sonstige gepanzerte Kampffahrzeuge mit einem 
Gesamtgewicht von mehr als 10 t 

(Anlage IV Ziffer 7) 

18. Geschützrohre mit Verschluß für die Waffen 
der Nummer 16 

(Anlage IV Ziffer 6a) 

19. Gußstahl-Panzerung des Turmes und/oder Pan- 
zerplatten-Baugruppen für die Waffen der 
Nummer 16 

(Anlage IV Ziffer 6b) 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

6. unverändert 

IV. Waffen mit einem Kaliber von mehr 
als 90 mm 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

V. Flugkörper, Minen und Bomben 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 

14. unverändert 

15. unverändert 

V7. Kampifahrzeuge 

16. unverändert 

17. unverändert 

18. unverändert 

19. unverändert 
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VIL Kriegsschiffe VIL Kriegsschiffe 

20. Kriegsschiffe mit mehr als 1500 t Wasserver- 20. unverändert 
drängung 

(Anlage III Abschnitt Va, Anlage IV Ziffer 8a) 

21 . Unterseeboote 21. unverändert 

(Anlage III Abschnitt Vb, Anlage IV Ziffer 8b) 

22. Kriegsschiffe, die in anderer Weise als durch 22. unverändert 
Dampfmaschinen, Diesel- oder Benzinmotoren, 

Gasturbinen oder Strahltriebwerke angetrieben 
werden, soweit nicht bereits in Nummer 20 
und 21 enthalten 

(Anlage III Abschnitt Vc, Anlage IV Ziffer 8c) 

23. kleine Wasserfahrzeuge mit einer Geschwindig- 23. unverändert 
keit von mehr als 30 Knoten, die mit Offensiv- 
waffen bestückt sind 

(Anlage IV Ziffer 8d) 


VlIL Kriegsflugzeuge VIIL Kriegsflugzeuge 

24. Bombenflugzeuge für strategische Zwecke 24. unverändert 

(Anlage III Abschnitt VI) 

25. sonstige vollständige Militärflugzeuge, ausge- 25. unverändert 
nommen 

a) alle Schulflugzeuge mit Ausnahme von Ein- 
satzflugzeugen, die zu Ausbildungszwecken 
verwendet werden 

b) Militär-Transportflugzeuge und Verbin- 
dungsflugzeuge 

c) Hubschrauber 
(Anlage IV Ziffer Ha) 

26. Flugzeugzellen für die Waffen der Nummern 24 26. unverändert 

und 25 

(Anlage IV Ziffer Hb) 

27. Strahl-, Propellerturbinen- und Raketen-Trieb- 27. unverändert 
werke für die Waffen der Nummern 24 und 25 

(Anlage IV Ziffer Hc) 


Teil B Teil B 

Sonstige Kriegswaffen Sonstige Kriegswaffen 

1. Waffen mit einem Kaliber bis zu 90 mm 1. Waffen mit einem Kaliber bis za 90 mm 

28. Artilleriewaffen 28. unverändert 

a) Kanonen 

b) Haubitzen 

c) Mörser 

d) Panzerabwehrkanonen 

e) Flugabwehrkanonen 

f) sonstige Artilleriewaffen 

29. Handfeuerwaffen (ausgenommen Jagd- und 29, Handfeuerwaffen (ausgenommen Jagd- un 

Sportwaffen) Sportwaffen) und Maschinengewehre 
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a) Gewehre und Karabiner 
h) Gewehrgranatgerät 

c) Panzerbüchsen 

d) Schnellfeuergewehre 

e) Maschinengewehre 

f) Maschinenpistolen 

30. Munition für die Waffen der Nummern 28 und 29 
Buchstaben a bis e 

siehe Nr. 29 Buchstabe b 

77, Panzerabwehrwaffen, Werfer und Geräte 

31. Panzerfäuste, Bazookas und ähnliche Panzer- 
abwehrwaffen 

32. Flammen-, Minen-, Brandstoff-, Wasserbomben- 
werfer 

33. Minenleg- und Minenräumvorrichtungen 

34. Raketenwerfer und Raketenabschußvorrichtun- 
gen für Kriegswmffen 

35. Torpedoausstoßvorrichtungen 

36. Torpedos 

37. Munition für die Waffen der Nummern 31 und 32 

38. Treibladungen für die Waffen der Nummer 34 

777. Flugkörper, Minen und Bomben 

39. Geschosse mit Eigenantrieb bis zu 15 kg Gewicht 
in abschußbereitem Zustand 

40. Panzerabwehr- und Schützenminen 

41. Bomben aller Art 

42. Handgranaten 

43. Hohl- und Haftladungen 

IV, Wesentliche Bestandteile von Kriegswaffen 

44. Rohre und Verschlüsse für die Waffen der Num- 
mern 7, 16, 28, 29, 31, 32 und 35 

45. Sprengköpfe für die Waffen der Nummern 1 1 , 36 
und 39 

46. Zünder 


Beschlüsse des 1 6. A u s s c h ii s s e s 

a) unverändert 

Buchstabe b entfällt hier 

siehe Nr. 30 a 

Buchstabe c entfällt hier 

siehe Nr. 3t 

d) unverändert 

e) u n V c r ä n d c r t 

f) unverändert 

30. unverändert 

30 a. Gewehrgranatgerät und Gewehrgranaten 

77. Panzerabwehrwaffen, Werfer und Geräte 

31. Panzerbüchsen, Panzerfäuste, Bazookas und ähn- 
liche Panzerabwehrwaffen 

32. Flammen-, Brandstoff-, Wasserbomben-, Minen- 
werfer 

33. unverändert 

34. unverändert 

35. unverändert 

36. unverändert 

37. Munition für die Waffen der Nummern 31 bis 33 

Nummer 38 entfällt hier 

sieh e Nr. 45 a 

777. Flugkörper, Minen und Bomben 

39. unverändert 

40. unverändert 

41. unverändert 

42. unverändert 

43. unverändert 

JV. Wesentliche Bestandteile von Kriegswaffen 

44. Rohre für die Waffen der Nummern 7, 16, 28, 
29, 31, 32 und 35 

44 a. Verschlüsse für die Waffen der Nummern 7, 

16, 28, 29 Buchstaben d bis f, 31, 32 und 35 

45. unverändert 

45 a. Treibladungen für die Waffen derNummern 11, 

34, 36 und 39 

46. unverändert 
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47. Geschoß“ und Bombenhüllen, Minenkörper und 
Kartuschhülsen für die Waffen der Nummern 9, 
11, 13, 14, 30, 37 bis 43 


48. Feuerleitgerät für Kriegswaffen 


V. Pulver and Sprengstoffe 

49. Trinitrotoluol 

50. a) Tetranitronaphthalin 

b) Trinitroxylol 

c) Trinitrochlorbenzol 

51. a) Trinitrophenol (Pikrinsäure) 
b) Trinitrokresol (Kresylit) 

52. Trinitroanisol (Trisol) 

53. Pentaerythrittetranitrat (Nitropenta) 

54. Tetranitromethylanilin (Tetryl) 

55. Hexanitrodiphenylamin (Hexyl) 

56. Trimethylentrinitramin (Hexogen) 

57. Mischungen der in den Nummern 49 bis 56 ge- 
nannten Sprengstoffe untereinander 

58. a) Nitroguanidinpulver 

b) Diglykolpulver 

c) Nitroglycerinpulver 

d) reine NC-Pulver (einbasige Pulver) 

VI. Kampffahrzeuge und Panzerzüge 

59. gepanzerte Kampffahrzeuge mit einem Gesamt- 
gewicht bis zu 10 t 

60. ungepanzerte Spezialfahrzeuge aller Art, die aus- 
schließlich für den Einsatz der Waffen der Num- 
mern 1 bis 7, 28, 31 und 32 entwickelt sind 

61. Lokomotiven für Panzerzüge mit Antrieb durch 
Dampf oder durch Verbrennungsmotor 

62. Lokomotivtender für Panzerzüge 

63. Spezialwagen für Panzerzüge 

VII. Kriegsschiffe 
(bis zu 1500 t Wasserverdrängung) 

64. Zerstörer und Torpedoboote 

65. Geleitboote 

a) Fregatten 

b) Korvetten 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

47. Geschoß- und Bombenhüllen, Minenkörper und 
Kartuschhülsen für die Waffen der Nummern 7 , 
11, 13, 14, 28, 31 bis 33 und 39 bis 43 

47 a. Geschosse für die Waffen der Nummern 7, 28, 
30 a, 31 bis 33 

48. Feuerleitgerät und ZielsuchkÖpfe für Kriegs- 
waffen 

V. Pulver und Sprengstoffe 

49. unverändert 

50. unverändert 

51. unverändert 

52. unverändert 

53. unverändert 

54. unverändert 

55. unverändert 

56. unverändert 

57. unverändert 

58. unverändert 


VI. Kampffahrzeuge und Panzerzüge 

59. unverändert 

60. unverändert 

61. unverändert 

62. unverändert 

63. unverändert 

VII. Kriegsschiffe 

(bis zu 1500 t Wasserverdrängung) 

64. unverändert 

65. unverändert 
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Beschlüsse des 16. Ausschusses 

66. 

Minenleger 

66. 

unverändert 

67. 

Minensuchboote 

67. 

unverändert 

68. 

Kleinkampf schiffe 

68. 

unverändert 


a) U- Jäger 




b) Schnellboote 




c) Wachfahrzeuge 




d) Flußkampfs chiffe 



69. 

Landungsfahrzeuge 

69. 

unverändert 

70. 

Hilfsfahrzeuge 

70. 

unverändert 

71. 

militärische Schulschiffe und Schulboote 

71. 

unverändert 

72. 

sonstige Uberwasser-Kriegsschiffe 

72. 

unverändert 
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